
listischen Betrieben der Landwirtschaft, eine bedeutend 
straffere Regelung der staatlichen Einwilligung zur Nie­
derlassung als Tierarzt. Sie enthält genaue Tatbestände 
dafür, wann die Einwilligung zu versagen ist tozw. ver­
sagt werden kann und wann sie wieder zurückgenom­
men werden kann. Sie stellt zwei Hauptprinzipien für 
die Tätigkeit der Tierärzte auf: erstens verpflichtet sie 
den Tierarzt, seine Praxis selbst auszuüben, wobei bis 
ins einzelne festgelegt wird, unter welchen Voraus­
setzungen ein anderer Tierarzt — z. B. für die Dauer 
eines Urlaubs oder einer Erkrankung des praktizieren­
den Arztes — als Vertreter bestellt werden kann; zwei­
tens verpflichtet sie den Tierarzt, vorrangig die Auf­
gaben des öffentlichen Tiergesundheitsdienstes wahrzu­
nehmen, wozu insbesondere die tierärztliche Betreuung 
der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
und der volkseigenen Güter gehört. Auch ist es dem 
Tierarzt zur Pflicht gemacht, die Tiere ohne Rücksicht 
auf die soziale und wirtschaftliche Lage der Tierhalter 
sorgfältig lind gewissenhaft zu behandeln.

Bei Verstößen gegen diese Verpflichtungen kann der 
Rat des Bezirkes — Bezirkstierarzt — die Einwilligung 
zur Niederlassung zurückziehen. In Ausübung seines 
Berufs untersteht der Tierarzt der Aufsicht des zu­
ständigen Kreistierarztes und hat diesem auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen und Einblick in die Unterlagen 
der tierärztlichen Praxis zu gestatten; der Kreistierarzt 
und dessen Beauftragter dürfen die Praxisr^ume jeder­
zeit betreten und besichtigen. Zivilrechtlich bedeut­
sam ist § 13, wonach der Ahschluß von Verträgen über 
den Verkauf oder die Verpachtung einer tierärztlichen 
Praxis schlechthin unzulässig und demzufolge gern. 
§ 134 BGB nichtig ist; auch diese Bestimmung soll dazu 
beitragen, daß eine tierärztliche Praxis nur solche Per­
sonen ausüben, die über die erforderliche Erfahrung 
und Qualifikation verfügen. Dagegen sind Verträge 
über den Verkauf des Instrumentariums und des Arz­
neimittelvorrats an andere Tierärzte ausdrücklich für 
zulässig erklärt.

Zu dpr in der letzten Übersicht20 hervorgehobenen 
Anordnung über die Besteuerung der Vereinigung der 
gegenseitigen Bauernhilfe und der ihr angeschlossenen 
Genossenschaften vom 3. Juni 1957, die eine wesentliche 
finanzielle Hilfe des Staates zur Förderung und Ent­
wicklung des Sozialismus auf dem Land darstellt, sei 
zur Kennzeichnung des großzügigen Umfangs der hier 
gewährten steuerlichen Vergünstigungen noch darauf 
hirigewiesen, daß die Bäuerlichen Handelsgenossen­
schaften berechtigt sind, ab 1. Januar 1957 bis zu 
65 Prozent des erzielten unversteuerten Gewinnes als 
steuerfreien Betrag bei der Ermittlung des steuer­
pflichtigen Einkommens abzusetzen. Die der VdgB an­
geschlossenen Genossenschaften sind — mit Ausnahme 
der Melioratiansgeno6senchaften e. G. — lediglich von 
der V e r m ö g e  n s  t e u e r ,  nicht aber, wie es in der 
letzten Übersicht irrtümlich heißt, von der Umsatzsteuer 
befreit21.

Für die See- und Küstenfischerei sind mit der Anord­
nung über die kurzfristige Kreditierung und Kontrolle 
der Produktionsgenossenschaften werktätiger See- und 
Küstenfischer vom 14. November 1957 (GBl. I S. 590) 
spezielle Bestimmungen über die Ausreichung kurz­
fristiger Kredite erlassen worden, die die Eigenheiten 
dieses Wirtschaftszweigs berücksichtigen. Die Kredite 
werden als Saismkredite für planmäßige' Ausgaben­
überschüsse zur Finanzierung der Ausgaben, für die 
Vorbereitung und Durchführung des Fischfangs und als 
Sonderkredite zur Finanzierung von Einlagerungsmaß­
nahmen sowie zur Überbrückung von Zahlungsschwie­
rigkeiten ausgegeben, die durch den Zahlungsverzug 
von Käufern entstehen. Die Kreditinstitute hierfür sind

die Niederlassungen der Deutschen Notenbank und die 
Banken für Handwerk und Gewerbe. Diesen dienen als 
Sicherungsobjekte bei Abschluß der Kreditverträge in 
erster Linie die erzielten und künftig zu erzielenden 
Fangergebnisse und die Geldforderungen, die den Ge­
nossenschaften auf Grund von Warenlieferungen oder 
Leistungen zustehen.

Zur Steigerung der Erträge in der Binnenfischerei 
durch systematischen Besatz der Gewässer mit hoch­
wertigen Satzfischen ist die Anordnung über die Güte- 
und Abnahmebestimmungen für Satzfische vom 25. Ok­
tober 1957 (GBl. I S. 569) ergangen. Mit ihren Qualitäts­
bestimmungen ist sie von erheblicher Bedeutung für 
das Rechtsverhältnis zwischen dem Erzeugerbetrieb und 
dem Abnehmer. Der Käufer hat das Recht, die Ab­
nahme der Satzfische zu verweigern und die gesetz­
lichen Gewährleistungsansprüche geltend zu machen, 
wenn die Satzfische nicht den in der Anordnung ent­
haltenen Qualitätsanforderuingen entsprechen.

*
Die seit dem vorhergehenden Quartal verstärkt ein­

setzenden Bemühungen des Gesetzgebers zur F ö r d e ­
r u n g  d e s  w i s s e n s c h a f t l i c h - t e c h n i s c h e n  
F o r t s c h r i t t s  halten weiterhin an.

Nach Bildung des Forschungsrats der DDR auf Grund 
des Beschlusses vom 6. Juni 195722 war es erforderlich, 
das Verhältnis dieses Organs zu den ständigen Gre­
mien von maßgebenden Fachleuten aus den naturwis­
senschaftlich-technischen Forschungs- und Entwick­
lungsstellen zu klären, die bereits im Jahre 1954 ge­
schaffen worden waren23. Hierzu legt die Zweite Durch­
führungsbestimmung zur Verordnung über zentrale 
Arbeitskreise für Forschung und Technik vom 5. De­
zember 1957 (GBl. I S. 677) fest, daß die Arbeitskreise 
beratende Organe des Forschungsrats sind. Dieser ord­
net sie jeweils einem dafür geeigneten Unternehmen 
der volkseigenen Wirtschaft zu. Ihre Forschungsauf­
träge erhalten die Arbeitskreise sowohl vom Forschungs­
rat als auch von der Institution, der sie zugeordnet 
sind, und erledigen sie durch Abgabe von Vorschlägen, 
Stellungnahmen, Gutachten und Empfehlungen; dar­
über hinaus können auch andere Organe der Wirtschaft 
oder der Verwaltung von den Arbeitskreisen berate» 
werden, jedoch nur auf Weisung des Forschungsrats, an 
den entsprechende Vorschläge zu richten sind. Die 
Arbeitskreise sind befugt, von den auf ihrem Arbeits­
gebiet tätigen Organen der Verwaltung und der Wirt­
schaft die Informationen einzuholen, die zur Lösung 
ihrer Aufgaben erforderlich sind, und von sich aus die­
sen Insitutionen sowie dem Forschungsrat Empfehlun­
gen für Maßnahmen zur Förderung des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts zu geben.

Das bei dem Forschungsrat gebildete Zentralamt für 
Forschung und Technik darf nicht mit einem anderen 
zentralen Organ der staatlichen Verwaltung verwechselt 
werden, dem Amt für Technik. Dessen Rechtsstellung 
ist durch den Beschluß über das Statut des Amtes für 
Technik vom 19. September 1957 (GBl. I S. 525) geklärt 
worden. Unter den vielfältigen Aufgaben des Amtes 
seien hervorgehoben: die Festlegung der Ökonomik der 
Industriezweige und die Aufstellung von Perspektiv­
plänen; die Förderung der wirtschaftlichen technisch­
wissenschaftlichen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe; Einführung 
der neuesten Technik und der modernen Betriebsorga­
nisation zur Förderung der Produktion, der Arbeitspro­
duktivität und der Rentabilität der Betriebe; Förderung 
des Erfindungs- und Vorschlagswesens; weitere Durch­
setzung des Allgemeinen Vertragssystems.

(Wird fortgesetzt)

20 NJ 1957 S. 695 f. ^
21 Die Meliorationsgenossenschaften e. G. nehmen Mer In­

sofern eine Sonderstellung ein, als sie auch von der Körper­
schaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer befreit sind.

22 vgl. Gesetzgebungsübersicht für das III. Quartal 1957, 
NJ 1957 S. 694.

23 VO vom 24. Juni 1954 (GBl. S. 577) nebst 1. DB vom gleichen 
Tage (GBl. S. 578). •
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